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Fragen und Gedanken eines Schweizers
zur Verfassungsrevision
Von Hans-Balz Peter *

Was geht die luxemburgische
Verfassungsrevision einen
Schweizer an? Rechtlich gese-
hen nichts. Kulturell gesehen
sieht das vielleicht anders aus.
Seit Jahren fühle ich mich durch
meine Kontakte und Besuche bei
luxemburgischen Freund:innen
mit dem Land verbunden. Bei
meinem jüngsten Besuch fiel
mein Blick auf die blassblaue
dreisprachige Broschüre mit
dem deutschen Titel „Verfas-
sungsänderungen“, herausge-
geben von der Chambre des dé-
putés (ohne Erscheinungs-
datum). Ich fühlte mich ange-
sprochen und interessiert – als
Sozialethiker mit besonderem
Interesse für Struktur-, Politik-
und Verfassungsfragen endete
zwar der Beruf, aber nicht das
Engagement.

Angesprochen auf die Bro-
schüre antworteten meine
Freund:innen erstaunlich zu-
rückhaltend. „Ist doch alles
schon 'gegessen'“. „Das ist doch
nur oberflächliche Beschrei-
bung, Konkrete halten 'die' unter
dem Deckel und bestimmen al-
lein in der Kammer.“ Daswar der
Anstoß, mich auf die Verfas-
sungsrevision einzulassen – wie
man sich um Freunde kümmert,
so auch um ihre Länder, ob-
wohl man nicht „zuständig“ ist.
In folgenden Überlegungen will
ich mich nicht materiell auf die
Revision einlassen, sondern
mich auf Aspekte des Verfah-
rens, namentlich auf Öffentlich-
keit und Repräsentation konzen-
trieren.

Für die laufende Verfassungs-
revision wurde die Materie in
vier Teile gegliedert, zu jedem
fasst die Kammer separate Be-
schlüsse. Bei der Lektüre der
blass-blauen Broschüre, circa
zehn Seiten deutscher Text, fällt
mir auf, dass sie keine der vier
Verfassungsentwürfe wieder-
gibt, sondern nur eine Beschrei-
bung der anvisierten insgesamt
sieben Kapitel (wie werden
sie auf die vier Entwürfe zuge-
teilt?). Zur Begrüßung der Mit-
bürger:innen heißt es: „Die Ver-
fassung ist der wichtigste Ge-
setzestext des Landes“ (S. 23).
Selbst bei kurzer Internet-Re-
cherche habe ich die Entwurfs-
texte – außer jenem, zu dem ge-
rade einReferendum läuft – nicht
gefunden. Wie kann das Ziel der
Broschüre erreicht werden, „die
Verfassungsrevision zu erläu-
tern, die in den letzten Jahren
ausgearbeitet wurde“, wenn die
Entwürfe nicht öffentlich vorlie-
gen und diskutiert werden kön-
nen? Von den vier Teilen ist der
erste Teil (Justiz) vom Parla-
ment verabschiedet worden, ein
Referendum fand nicht die nöti-
ge Unterstützung. Dem zweiten
Teil (Organisation des Staates)
hat das Parlament in erster Le-
sung zugestimmt; dazu wurde
wieder ein Referendum lanciert.
Die Revisionstexte der letzten
beiden Teile „befinden sich in
der Schlussphase ihrer Ausarbei-
tung“.

Verfassungen bilden die
Grundlage für das Recht jedes
Landes, für die Grundrechte, die
Struktur und Organisation des
Staates sowie für die Orientie-
rung und Zielsetzung der grund-
legenden Bereiche zukünftiger
Politikgestaltung. Verfassungen
sollten auf dem größtmöglichen
Rückhalt der Stimmbürger:in-
nen des Landes beruhen, und die-
se Akzeptanz kann sich nur aus
einer breiten Öffentlichkeit der
Diskussion und Partizipation er-
geben. An den Debatten beteili-
gen sich nach meiner Erfahrung
nicht primär Einzelpersonen mit
ihren Anliegen, sondern „die Zi-
vilgesellschaft“, vor allem also
Parteien, Fachleute gesellschaft-
licher und wirtschaftlicher Ver-
bände, Nichtregierungsorganisa-
tionen und Repräsentanten be-
sonders betroffener Bevölke-
rungsgruppen (Minderheiten,
Behinderte, Jugend, Alter usw.).

Wie kann weite Partizipation
gelingen? Wichtigste Vorausset-
zung ist, dass die Verfassungs-
entwürfe als Diskussionsbasis öf-
fentlich bekannt sind. Hier zeigt
sich ein Unterschied der Staats-
formen der Schweiz und Luxem-
burgs. Die Schweiz versteht sich
als halb-direkte Demokratie. Lu-
xemburg als „konstitutionelle
Monarchie“ (S. 24) verstehe ich
als repräsentative Demokratie.
„Halb-direkt“ bedeutet, dass in
allen Verfassungsfragen „das
Volk“, die Stimmberechtigten,
das „letzte Wort“ haben: Verfas-
sungsrevisionen unterstehen
dem „obligatorischen Referen-
dum“, sind also zwingend der
Volksabstimmung unterworfen.
Normale Gesetze unterstehen
dem „fakultativen Referendum“:
Volksabstimmungnur,wenn von
mindestens 50 000 Stimmbür-
ger:innen verlangt. Das obligato-
rische wie das fakultative Refe-
rendum mögen der Regierung,

besonders bei Fragen, die inter-
nationale Verträge oder Koope-
ration betreffen, das Regieren
schwer machen; das ist eben der
Preis der Partizipation von
unten.

In der repräsentativen Demo-
kratie, in der aktuellen Verfas-
sung Luxemburgs als parlamen-
tarische Demokratie bezeichnet
(Art. 51 der geltenden L-Verfas-
sung: „Das Großherzogtum ist
eine parlamentarische Demokra-
tie“), vertritt das Parlament das
Volk (Art. 50: „Die Kammer der
Abgeordneten vertritt das
Land.“) Repräsentation bedeu-
tet, dass das gewählte Parlament
im Prinzip den Willen des Vol-
kes repräsentiert. Wie wollen
Abgeordnete ihre Wähler wirk-
lich repräsentieren, wenn sie
noch gar nicht wissen, wie oder
was diese Wähler zu den neuen
Verfassungstexten denken, so-
lange die Entwürfe nicht inte-
gral für alle öffentlich zugäng-
lich sind? Wohl wurden die Bür-
ger:innen 2015 durch die Abge-
ordnetenkammer in die Parla-
mentsarbeiten „einbezogen“, in-
dem ihnen „per Referendum drei
Fragen unterbreitet“ wurden,
aber nicht zu zentralen Grundli-
nien einer neuen Verfassung,

sondern eher zu Detailfragen:
Wahlrecht von Nicht-Luxem-
burgern; fakultatives Wahlrecht
für Jugendliche ab 16 Jahren (ak-
tuell auch in unserem Parla-
ment), und zeitliche Befristung
der Ministermandate (S. 31).

Dazu konnten die Bürger:in-
nen per Internet Vorschläge ein-
reichen – aufgrund der engen
Thematik haben lediglich 139 da-
von Gebrauch gemacht. Den-
noch war das eine wichtige Etap-
pe zum Einbezug des Volkes –
sechs Jahre vor der Formulie-
rung der Verfassungsentwürfe.
Wäre nicht jetzt, wo das Verfah-
ren in einer Endphase steht, die
richtige, die reife Zeit, in der die
konkreten Verfassungstexte
zwei bis vier öffentlich breit dis-
kutiert werden könnten?

Eher untypisch für eine reprä-
sentative Demokratie sieht die
geltende luxemburgische Ver-
fassung ein Referendum vor
(Art. 51). Im Unterschied zur
Schweiz ergreift dazu nicht eine
Bewegung aus dem Volk die In-
itiative, sondern Voraussetzung
ist ein obrigkeitlicher Akt: „Die
Wähler können aufgerufen wer-
den, sich in den Fällen und unter
den Bedingungen, die das Ge-
setz bestimmen wird, auf dem
Wege des Referendums zu äu-
ßern.“ Das „letzte Wort“ hat of-
fenbar das Parlament. Als zum
ersten Teil (Justiz) das Referen-
dum ergriffen wurde, haben nur
circa 7 400 statt der erforderli-
chen 25 000 Wähler:innen das
Referendum unterzeichnet, es
kam nicht zustande. Für den Teil
zwei (Organisation des Staates)
wurde dem Referendumsbegeh-
ren einer Gruppe von Bürger:in-
nen vom Staatsminister (Pre-
mierminister) am 7. Februar 2022
stattgegeben.

Aus Schweizer Sicht sind die
Hürden für ein Referendum in
Luxemburg sehr hoch. Die er-

forderlichen 25 000 Unterschrif-
ten entsprechen etwa zehn Pro-
zent der schätzungsweise
250 000 Stimmberechtigten, die
Unterschritftswilligen müssen
persönlich bei ihrer Gemeinde
vorsprechen, sich offenbaren.
Nicht als Vorbild, nur zum Ver-
gleich: In der Schweiz wäre für
Verfassungsänderungen das Re-
ferendum wie erwähnt obligato-
risch, für ein fakultatives Refe-
rendum betreffend normale Ge-
setze bräuchte es 50 000 Unter-
schriften, das entspricht bei rund
5,5 Millionen Stimmberechtigten
weniger als einem Prozent. Das
Referendum kannman auf einem
herunterladbaren Formular zu-
hause unterschreiben und per
Post einsenden; es obliegt dann
den Gemeinden, die Stimmbe-
rechtigung dieser Unterzeich-
ner zu prüfen.

Ist nicht in der aktuellen Ver-
fassungsprozedur in Luxemburg
die Aufsplittung der Verfas-
sungsrevision in vier Teile eine
weitere Erschwernis? Zu jedem
Teil wird ein Parlamentsbe-
schluss gefasst, zu jedem Teil
kann beziehungsweise muss
folglich erneut ein Referendum
beantragt werden. Je nach The-
matik des Verfassungsteils wird
nur ein spezifischer Interessen-
teil des Volkes beziehungsweise
der Zivilgesellschaft herausge-
fordert sein. Die Teil-Referen-
den werden also immer nur teil-
spezifisch Interessierte mobili-
sieren – ich nenne sie die „Revi-
sionsskeptiker“ und möchte sie
nicht als Gegner bezeichnen, gar
als „Querulanten“ verunglimp-
fen oder als „Regierungsfeinde
und Herr Bettel wird sie nie ver-
gessen“ (Kommentare im „Lu-
xemburger Wort“ vom 3. Febru-
ar 2022; so persönlich-autokra-
tisch, wie im Kommentar ausge-
drückt, kenne ich Luxemburg
nicht – da würde ich eher an Län-
der östlich von Polen denken).

Die Unterzeichnenden be-
kämpfen weder Land noch Re-
gierung noch die Verfassung,
sondern bezwecken nur, dass das
Luxemburger Stimmvolk zu den
Vorlagen Stellung nehmen kann
und soll. Sollte keines der vier
Teil-Referenden zustande kom-
men, weil die Grenze 25 000
nicht erreicht wird: So könnte
dies das Ergebnis des Splittings
sein, weil die Teile nicht die ge-
samte Wählerschaft ansprechen.

Wäre nicht interessant, für die
Legitimationsbasis in einer re-
präsentativenDemokratie funda-
mental, wenn es am Ende der Be-
ratungen über die vier Teilent-
würfe eine Gesamtabstimmung
im Parlament gäbe, zu dem ein
„Over all“-Referendum ergriffen
werden könnte? Würden sich
dann die Merkmale „Repräsen-
tation“ und „Öffentlichkeit“ nicht
ideal ergänzen? – Für ein „Lu-
xemburg in guter Verfassung“.

* Der Autor ist emeritierter Professor für So-
zialethik an der Theologischen Fakultät der
Unversität Bern (CH).

Anm. d. Red.: Der Artikel wurde vor der parla-
mentarischen Debatte und Abstimmung des
dritten Verfassungsteils verfasst.

Verfassungen sollten
auf dem größt-
möglichen Rückhalt der
Stimmbürger:innen des
Landes beruhen, und
diese Akzeptanz kann
sich nur aus einer
breiten Öffentlichkeit
der Diskussion und
Partizipation ergeben.

Die Broschüre, die die Bürger über die Verfassungsreform aufklären soll. Foto: John Schmit


